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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Erleichterung der Annahme an Kindes Statt 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Bei der Annahme an Kindes Statt kann von dem Erfordernis der 
Kinderlosigkeit (§ 1741 Satz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuches) Be- 
freiung bewilligt werden. 

§ 2 

Über die Befreiung entscheidet das für die Bestätigung des An- 
nahmevertrages zuständige Amtsgericht. 

§ 3 

(1) Das Amtsgericht hat, soweit dies nicht bereits im Verfahren 
über die Bestätigung des Annahmevertrages geschieht, die erforder- 
lichen Ermittlungen anzustellen. Es hat insbesondere vor der Ent- 
scheidung die Beteiligten, gegebenenfalls deren gesetzliche Vertreter, 
sowie die für den Wohnsitz und bei Fehlen eines solchen die für 
den Aufenthaltsort des Annehmenden, seiner ehelichen Abkömm- 
linge und des Anzunehmenden zuständigen Jugendämter zu hören. 

(2) Eheliche Abkömmlinge des Annehmenden, die das 16. Lebens- 
jahr vollendet haben, sine! persönlich zu hören. 

§ 4 

Die Befreiung soll nur bewilligt werden, wenn der Annahme an 
Kindes Statt keine überwiegenden Interessen der ehelichen Abkömm- 
linge des Annehmenden entgegenstehen und wenn keine Gefährdung 
des Anzunehmenden durch das Vorhandensein ehelicher Abkömm- 
linge zu befürchten ist. Vermögensrechtliche Interessen der Beteilig- 
ten sollen in der Regel nicht aussdilaggebend sein. 

§ 5 

Wild Befreiung bewilligt, so bedarf es keiner besonderen Befreiung 
von dem Alterserfordernis (§ 1745 des Bürgerlichen Gesetzbuches). 

§6 

(1) Gegen den Beschluß, durch den die Befreiung bewilligt wird, 
findet kein Rechtsmittel statt. 

(2) Gegen eine Entscheidung, durch die der Antrag abgelehnt wird- 
steht dem Antragsteller die sofortige Beschwerde nach Maßgabe der 
für das Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit geltenden Bestimmungen- zu. 

§ 7 

Im Verfahren über den Antrag auf Befreiung von dem Erfordernis 
der Kinderlosigkeit werden keine Gebühren erhoben. 


2 



§ 8 

(1) Das Gesetz tritt am zehnten Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Es tritt mit dem Ende des Jahres 1952 außer Kraft. Bereits 
anhängige Verfahren sind durchzuführen. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die Gesetze zur 
Erleichterung der Annahme an Kindes Statt des Landes Württem- 
berg-Hohenzollern vom 25. Februar 1949 (Regierungsblatt für das 
Land Württemberg-Hohenzollern S. 81) und des Landes Rheinland“ 
Pfalz vom 21. April 1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt der Lan- 
desregierung Rheinland-Pfalz Teil I S. 143) außer Kraft. Anhängige 
Beschwerden, die nach Inkrafttreten dieses Gesetzes nicht mehr zu- 
lässig wären, gelten als erledigt. 

Das vorstehende Gesetz wird, nachdem der Bundesrat von 
seinem Einsprudisrecht keinen Gebrauch gemacht hat, hier- 
mit verkündet. 


Bonn, den 


1950 


Der Bundespräsident 
Der Bundeskanzler 
Der Bundesminister der Justiz 
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Begründung 


Durch die Gesetze zur Erleichterung der Annahme an Kindes Statt 
der Länder Württemberg-Hohenzollern vom 25. Februar 1949 
(Reg. Bl. S. 81) und des Landes Rheinland-Pfalz vom 21. April 1949 
(GVBl. I S. 143) sind in diesen Ländern die im vorliegenden Gesetz- 
entwurf enthaltenen Bestimmungen erlassen worden. Diese Gesetze 
enthalten sachlich eine Änderung des § 1741 Satz 1 BGB., der nach 
Artikel 125 Nr. 1 in Verbindung mit Artikel 74 Nr. 1 des Grund- 
gesetzes Bundesrecht geworden ist. Gemäß Artikel 125 Nr. 2 des 
Grundgesetzes sind daher auch die bezeichneten Gesetze Bundesrecht 
geworden. Die Ausdehnung dieses partiellen Bundesredits auf das 
gesamte Bundesgebiet erscheint geboten. 

In Übereinstimmung mit der Mehrzahl der älteren Rechte, insbeson- 
dere mit dem preuß. Allgemeinen Landrecht und dem Code Civil, 
kann nach § 1741 Satz 1 BGB. nur derjenige, der keine ehelichen 
Abkömmlinge hat, durch Vertrag mit einem anderen diesen an Kin- 
des Statt annehmen. Diese Beschränkung von Verträgen über die 
Annahme an Kindes Statt beruht auf der Erwägung, daß die Auf- 
nahme eines fremden Mitgliedes in eine Familie, die eigene Kinder 
hat, leicht zu Mißhelligkeiten sowohl für die ehelichen Abkömmlinge 
dieser Familie als auch für den Anzunehmenden führen kann. 
Dieser berechtigte Grundgedanke des Gesetzes muß jedoch angesichts 
der starken Verluste vieler Familien infolge des Krieges einerseits, 
des Vorhandenseins einer übergroßen Anzahl von Waisen anderer- 
seits jedenfalls für die gegenwärtige Zeit zurücktreten, damit sich 
die Familien, die Verluste erlitten haben, im^ Wege der Annahme 
an Kindes Statt ergänzen und eitern- und heimatlos Gewordene 
leichter Aufnahme in eine neue Familie finden können. Es ist be- 
sonders an solche Fälle zu denken, in denen Personen mit ehelichen 
Abkömmlingen Kinder von Verwandten, Freunden oder Nachbarn, 
vor allem aus den Ostgebieten, annehmen möchten, weil die Eltern 
dieser Kinder durch den Krieg oder seine Auswirkungen umgekom- 
men sind. Vielfach ist es auch das uneheliche Kind eines gefallenen 
Sohnes, das adoptiert werden soll. Ebenso besteht häufig bei Eltern, 
die nur (noch) weibliche Abkömmlinge haben, der Wunsch, ein Kind 
männlichen Geschlechts aus der Verwandtschaft zu adoptieren, da- 
mit die Fortführung eines Betriebes oder die Erhaltung eines sonsti- 
gen Familienbesitzes im Interesse der gesamten Familie unter dem 
alten Familiennamen erreicht werden kann. In allen diesen Fällen 
ist ein berechtigtes Interesse an einer Kindesannahme anzuerkennen. 
Mit Recht wird auch vielfach darauf hingewiesen, daß es aus er- 
zieherischen Gründen zu begrüßen Ist, wenn Adoptivkinder zu 
Eltern mit Kindern kommen, weil sonst die Gefahr besteht, daß 
sie als Einzelkinder verzogen werden. Umgekehrt kann aus den- 
selben Gründen eine Annahme an Kindes Statt im Interesse ehelicher 
Einzelkinder liegen. 

Gegenüber diesen Erwägungen müssen die materiellen Inter- 
essen der ehelichen Kinder zurücktreten. Auch nach dem bestehenden 
Recht war es schon möglich, Pflegekinder zu Erben einzusetzen; 
andererseits kann gern. § 1767 Absatz 1 BGB. im Annahme vertrag 
das Erbrecht dem Annehmenden gegenüber ausgeschlossen werden. 
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Der gegenwärtige Zustand, bei dem die Regelung des § 1741 BGB. 
vielfach durch Pflegekindschaftsvereinbarungen mit Unterhaltsver- 
sprechen und Erbverträgen umgangen wird, ist unbefriedigend. So 
ist bereits früher und jetzt erneut von der Praxis und in der Litera- 
tur die Forderung nach einer Möglichkeit der Befreiung vom Er- 
fordernis der Kinderlosigkeit erhoben worden. Dieser Forderung 
entsprechend Ist auch in den Ländern der Ostzone die Annahme 
an Kindes Statt in derselben Richtung erweitert worden, die der 
Entwurf einschlägt. (Brandenburg: Gesetz vom 20. Mai 1948 — 
GVBl, I S. 157; Mecklenburg: Gesetz vom 30. Sept. 1948 — Reg. 
Bl, S. 162; Sadisen: Gesetz vom 28. Mai 1948 — GVBl. S. 326; 
Thüringen: Gesetz vom 4. Mai 1948 — Ges. S. S. 69), 

Die Bestimmungen des Bürgerlichen Gesetzbuches über die Annahme 
an Kindes Statt formell abzuändern, muß gleichwohl vermieden 
werden, da der Wortlaut des Bürgerlichen Gesetzbuches nach Mög- 
lidikeit in seinem ganzen Geltungsbereich die gleiche Fassung behal- 
ten soll. Fiinzu kommt, daß das Bedürfnis für die im Entwurf vor- 
gesehenen Bestimmungen hauptsädiHch durch Umstände begründet 
wird, die durch die Folgen des letzten Krieges geschaffen sind und die 
durch Zeitablauf an Bedeutung verlieren werden. Daher ist zunächst 
nidit eine dauernde Änderung des durdi § 1741 BGB. geschaffenen 
Rechtszustandes erforderlich, sondern lediglich ein zeitlich begrenztes 
Sonder gesetz. 

Die vorbereitete Einführung der Bestimmungen des Entwurfes in 
allen Teilen des Bundesgebietes durch Landesgesetze oder Zonen- 
verordnung ist nicht mehr möglich. Die in dem Entwurf geregelte 
Materie liegt, wie ausgeführt, gemäß Artikel 74 Nr. 1 des Grund- 
gesetzes im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung des Bundes. 
Diese ist als ausgeübt zu betrachten, da § 1741 Satz 1 BGB. als 
Bundesrecht fortgilt. Daraus folgt, daß gemäß Artikel 72 Absatz 1 
in Verbindung mit Artikel 122 des Grundgesetzes die Bestimmungen 
des Entwurfes nicht mehr durch Landesgesetz erlassen werden kön- 
nen. Es ist daher ein Bundesgesetz erforderlich. 

Im einzelnen ist zu den Bestimmungen des Entwurfs zu bemerken: 

Zu § 2 

In Anlehnung an die Bestimmungen über die Befreiung von Alters- 
erfordernis (f 1745 BGB., § 11 der VO zur Vereinheitlichung der 
Zuständigkeit in Familien- und Nachlaßsachen vom 31. Mai 1934 
(RGBl. I S. 472) überträgt der Entwurf die Entscheidung über die 
Befreiung von dem Erfordernis der Kinderlosigkeit dem für die Be- 
stätigung des Annahmevertrages zuständigen Amtsgericht (§ 66 

FGG). Die Aufnahme einer der Ziffer 8 der Durchführungbestim- 
mungen zu der genannten VO vom 27. Juli 1934 (RGBl. I S, 738) 
entsprechenden Bestimmung erschien mit Rücksicht auf den vorüber- 
gehenden Charakter des Gesetzes nicht erforderlich, zumal durch 
Einreichung eines Adoptionsvertrages in jedem Falle nach § 66 FGG 
eine Zuständigkeit begründet werden kann. 

Zu § 3 

Die zwingend vorgeschriebene Anhörung der Jugendämter, welche 
für den Wohnsitz des Annehmenden, seiner ehelichen Kinder und 
des Anzunehmenden bezw. für die entsprechenden Aufenthaltsorte 
zuständig sind, und der über 16 Jahre alten ehelichen Abkömmlinge 
des Annehmenden soll dem Amtsgericht die erforderlichen Grund- 
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lagen für die Abwägung der Interessen der Familie des Annehmen^ 
den einerseits und des Anzunehmenden andererseits liefern. Insbe- 
sondere soll durdi die Anhörung des zuständigen Jugendamtes die 
Gewähr geschaffen werden, daß die Interessen der minderjährigen 
ehelichen Kinder des Annehmenden im Verfahren angemessen be- 
rücksichtigt werden. Es darf davon ausgegangen werden, daß die 
Erfahrungen der Amtsgerichte in Familien- und Vormundschafts- 
Sachen und die Einblicke der Jugendämter in die tatsächlichen Ver- 
hältnisse in Verbindung mit dem Vertrauen, das die Jugendämter 
bei den Amtsgerichten genießen, eine ausreidiende Sicherheit dafür 
bieten, daß von der Erleichterung dieses Gesetzes kein unangemesse- 
ner Gebrauch gemacht wird. 

§4 

gibt dem Richter Richtlinien für seine Entscheidung. 


2h § 5 

Wer um die Befreiung von dem Erfordernis der Kinderlosigkeit 
nach sucht, würde vielfach auch der Befreiung vom Alterserfordernis 
(§ 1745 BGB ) bedürfen. Da bei beiden Befreiungen gleichartige Ge- 
sichtspunkte zu prüfen sind, ist vorgesehen, daß die Befreiung vom 
Alterserfordernis nicht erforderlich sein soll, wenn die — ihrem 
Wesen nach schwerwiegendere — Befreiung vom Erfordernis der 
Kinderlosigkeit erteilt wird. Durch diese Lösung werden auch 
Schwierigkeiten vermieden, die sich aus der verschiedenartigen Rege- 
lung des Beschwerdeverfahrens ergeben würden. Es hat dabei als 
selbstverständlich zu gelten, daß bei der Erteilung der Befreiung von 
dem Erfordernis der Kinderlosigkeit die Gesichtspunkte mit berück- 
sichtigt werden, die sonst bei der Befreiung von dem Erfordernis des 
Alters Berücksichtigung zu finden haben. 

2h § 6 

Die in § 2 vorgesehene Entscheidung soll nicht — wie die Entschei- 
dung über die Befreiung vom Alterserfordernis — eine Verwaltungs- 
entscheidung, sondern eine gerichtliche Entscheidung darstellen. Gegen 
eine ablehnende Entscheidung soll daher die förmliche Beschwerde, 
und zwar, um im Interesse des Anzunehmenden die Entscheidung 
nicht in der Schwebe zu lassen, die sofortige Beschwerde nach Maß- 
gabe der für das Verfahren in Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit geltenden Bestimmungen gewährt werden. 

Ein Beschwerderecht soll nur dem Antragsteller zustehen. Es besteht 
kein Bedürfnis dafür, entsprechend der Regelung des § 6 des Rhein- 
land-Pfälzischen Gesetzes vom 21. April 1949 weiteren Personen 
ein Beschwerderecht zu geben und auch gegen Entscheidungen des 
Amtsgerichts, durch welche die Befreiung bewilligt wird, ein Rechts- 
mittel zu gewähren. Der Entwurf folgt daher der in § 6 des Würt- 
temberg - Hohenzollerischen Gesetzes vom 25. Februar 1949 ge- 
troffenen Regelung,^ deren Einführung auch in allen anderen Län- 
dern des Bundesgebietes vorgesehen war. 

2u § 7 

Trotz der angespannten Lage der staatlichen Finanzen erscheint es 
nach dem Zweck des Gesetzes angemessen, das Verfahren gebühren- 
frei zu gestalten. 
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2u § 8 

Es wäre unzweckmäßig, die zeitliche Begrenzung der Geltungsdauer 
des Gesetzes allzu eng zu fassen, da nach den Erfahrungen der Praxis 
Kindesannahmen zu ihrer Durchführung immer erhebliche Zeit er- 
fordern und da außerdem die Erleichterung der Annahme an Kindes 
Statt nur allmählich allen Interessenten bekamit werden wird. Als 
Zeitpunkt für das Außerkrafttreten des Gesetzes ist deshalb das 
Ende des Jahres 1952 vorgesehen. 

Die Aufhebung des in Rheinland-Pfalz ergangenen Gesetzes ist schon 
mit Rücksicht auf den von dem Entwurf abweichenden Inhalt des 
§ 6 jenes Gesetzes erforderlich. Darüber hinaus empfiehlt es sich, 
auch das in Württemberg-Hohenzollern ergangene Gesetz aus Grün- 
den der Klarheit und im Hinblick auf etwa später notwendige Ände- 
rungen des Bundesgesetzes aufzuheben. Da es sich um partielles 
Bundesrecht handelt, ist die Aufhebung durch Bundesgesetz er- 
forderlich. 

Die Bestimmung des Absatz 2 Satz 2, die nur für das Land Rhein- 
land-Pfalz von Bedeutung ist, soll einen besonderen gerichtlichen Be- 
schluß über die Zurückweisung einer unzulässig gewordenen Be- 
schwerde entbehrlich machen und die durch einen solchen Beschluß 
entstehenden gerichtlichen Kosten ersparen. 
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Anlage 2 


Stellungnahme 

des Deutschen Bundesrates zu dem Entwurf eines 
Gesetzes zur Erleichterung der Annahme an Kindes Statt. 

Der Deutsche Bundesrat stimmt dem Gesetzentwurf mit folgender 

Maßgabe zu: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

„§ 3 

(1) Das Amtsgericht hat die Beteiligten oder ihre gesetzlichen 
Vertreter und die für den Wohnsitz und bei Fehlen eines 
solchen die für den Aufenthaltsort des Annehmenden, sei- 
ner minderjährigen ehelichen Abkömmlinge und des An- 
zunehmenden zuständigen Jugendämter zu hören. 

(2) Eheliche Abkömmlinge des Annehmenden, die das 16. Le- 
bensjahr vollendet haben, sind persönlich zu hören." 

2. § 6 erhält folgende Fassung: 

.§ 6 • 

(1) Das Verfahren ist eine Angelegenheit der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit. Gegen den Beschluß des Amtsgerichts ist das 
Rechtsmittel der sofortigen Beschwerde gegeben. 

(2) Besdiwerdeberechtigt sind: 

a) wenn die Befreiung abgelehnt wird, der Antragsteller 
und das für den Anzunehmenden zuständige Jugendamt, 

b) wenn die Befreiung bewilligt wird, die ehelichen Ab- 
kömmlinge des Annehmenden, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, und das für die minderjährigen ehe- 
lichen Abkömmlinge zuständige Jugendamt.“ 

3. § 8 erhält folgende Fassung: 

4 8 

(1) Dieses Gesetz tritt mit dem Ende des Jahres 1952 außer 
Kraft; in diesem Zeitpunkt anhängige Verfahren sind 
durdizuführen. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes treten die Gesetze 
zur Erleiditerung der Annahme an Kindes Statt des Lan- 
des Württemberg-Hohenzollem vom 25. Februar 1949 
(Reg. -Blatt für das Land Württemberg-Hohenzollern S. 81) 
und des Landes Rheinland-Pfalz vom 21. April 1949 (Ge- 
setz- und Verordnungsblatt der Landesregierung Rhein- 
land-Pfalz, Teil I S. 143) sowie die Rechts anordnung des 
Kreispräsidenten in Lindau vom 14. Juni 1949 (Amtsblatt 
Nr. 24) außer Kraft. ‘‘ 
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Begründung: 


Der Bundesrat halt eine Erweiterung der Rechtsmittel für erforder- 
lich. Auch der Gerichtsbeschluß, der die Befreiung bewilligt und 
dadurch u. U. die Interessen der ehelichen Abkömmlinge des An- 
nehmenden beeinträchtigt, sollte angefochten werden können. Dabei 
sollte den über 16-jährigen Abkömmlingen ein eigenes Beschwerde- 
recht eingeräumt und für die VertreUing der Interessen der unter 
16-jährigen Abkömmlinge das Jugendamt eingeschaltet werden. 

Gegenüber dem Gerichtsbeschluß, der die Befreiung ablehnt, sollte 
auch dem Jugendamt, das die Interessen des Anzunehm'enden ver- 
tritt, das Beschwer der edit gegeben werden. 

Aus diesen Gründen wird eine Änderung des § 6 vor geschlagen. Die 
übrigen Änderungen sind zum Teil redaktioneller Art, zum Teil er- 
geben sie sich aus der Änderung des § 6. 
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Anlage 3 


Entwurf eines Gesetzes 

zur 

Erleichterung der Annahme an Kindes Statt 

(Arbeitsgrundlage für die Beratung im Bundestag) 


Wortlaut der Regierungs- 
vorlage 


§ 1 

Bei der Annahme an Kindes Statt 
kann von dem Erfordernis der 
Kinderlosigkeit (§ 1741 Satz 1 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches) Befrei- 
ung bewilligt werden. 

§ 2 

Über die Befreiung entsdieidet 
das für die Bestätigung des An- 
nahmevertrages zuständige Amts- 
gericht. 

§ 3 

(1) Das Amtsgericht hat, soweit 
dies nicht bereits im Verfahren 
über die Bestätigung des An- 
nahmevertrages geschieht, die 
erforderlichen Ermittlungen an- 
zustellen. Es hat insbesondere 
vor der Entscheidung die Be- 
teiligten, gegebenenfalls deren 
gesetzliche Vertreter, sowie die 
für den Wohnsitz und bei 
Fehlen eines solchen die für den 
Aufenthaltsort des Annehmen- 
den, seiner ehelidien Abkömm- 
linge und des Anzunehmenden 
zuständigen Jugendämter zu 
hören, 

(2) Eheliche Abkömmlinge des An- 
nehmenden, die das 16. Lebens- 
jahr vollendet haben, sind per- 
sönlich zu hören. 


Fassung unter Berücksichti- 
gung der von der Bundes- 
regierung angenommenen 
Empfehlungen des Bundes- 
rates 

§ 1 

Unverändert. 


§ 2 

Unverändert. 


§ 3 , 

(1) Das Amtsgericht hat die Be- 
teiligten oder ihre gesetzlichen 
Vertreter und die für den 
Wohnsitz und bei Fehlen eines 
solchen die für den Aufenthalts- 
ort des Annehmenden, seiner 
minderjährigen ehelichen Ab- 
kömmlinge und des Anzuneh- 
menden zuständigen Jugend- 
ämter zu hören. 


(2) Eheliche Abkömmlinge des An- 
nehmenden, die das 16. Lebens- 
jahr vollendet haben, sind per- 
sönlich zu hören. 
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Wortlaut der Regierungs- 
vorlage 


§ 4 

Die Befreiung soll nur bewilligt 
werden, wenn der Annahme an 
Kindes Statt keine überwiegenden 
Interessen der ehelichen Abkömm- 
linge des Annehmenden entgegen- 
stehen und wenn keine Gefähr- 
dung des Anzunehmenden durch 
das Vorhandensein ehelicher Ab- 
kömmlinge zu befürchten ist. 
Vermögensreditliche Interessen der 
Beteiligten sollen in der Regel 
nicht ausschlaggebend sein. 

§ 5 

Wird Befreiung bewilligt, so be- 
darf es keiner besonderen Befrei- 
ung von dem Alterserfordernis 
(§ 1745 des Bürgerlichen Gesetz- 
buches). 

§ 6 

(1) Gegen den Beschluß, durch den 
die Befreiung bewilligt wird, 
findet kein Rechtsmittel statt. 


(2) Gegen eine Entscheidung, durch, 
die der Antrag abgelehnt wird, 
steht dem Antragsteller die so- 
fortige Beschwerde nach Maß- 
gabe der für das Verfahren 
in Angelegenheiten der frei- 
willigen Gerichtsbarkeit gelten- 
den Bestimmungen zu. 


§ 7 

Im Verfahren über den Antrag 
auf Befreiung von dem Erforder- 
nis ! der Kinderlosigkeit werden 
keine Gebühren erhoben. 


Fassung unter Berücksichti- 
gung der von der Bundes- 
regierung angenommenen 
Empfehlungen des Bundes- 
rates 

§ 4 

Unverändert. 


. § 5 

Unverändert. 


S 6 

(1) Das Verfahren ist eine Ange- 
legenheit der freiwilligen Ge- 
richtsbarkeit. Gegen den Be- 
schluß des Amtsgerichts ist das 
Rechtsmittel der sofortigen Be- 
schwerde gegeben. 

(2) Beschwerdeberechtigt sind: 

a) wenn die Befreiung ab ge- 
lehnt wird, der Antragsteller 
und das für den Anzuneh- 
menden zuständige Jugend- 
amt, 

b) wenn die Befreiung bewil- 
ligt wird, die ehelichen Ab- 
kömmlinge des Annehmen- 
den, die das 16. Lebensjahr 
vollendet haben, und das 
für die minderjährigen, ehe- 
lichen Abkömmlinge zu- 
ständige Jugendamt. 

S 7 

Unverändert. 
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Wortlaut der Regierungs- 
vorlage 


§ 8 

(1) Das Gesetz tritt am zehnten 
Tage nach der Verkündung 
in Kraft. Es tritt mit dem Ende 
des Jahres 1952 außer Kraft. 
Bereits anhängige Verfahren 
sind durchzuführen. 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes treten die Gesetze zur 
Erleichterung der Annahme an 
Kindes Statt des Landes Würt- 
temberg -Hohenzollern vom 
25. Februar 1949 {Regierungs- 
blatt für das Land Württem- 
berg -Hohenzollern S. 81) und 
des Landes Rheinland -Pfalz 
vom 21. April 1949 (Gesetz- 
und Verordnungsblatt der Lan- 
desregierung Rhein) and -Pfalz 
Teil I S. 143) außer Kraft. An- 
hängige Beschwerden, die nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes 
nicht mehr zulässig wären, gel- 
ten als erledigt. 


Fassung unter Berücksichti- 
gung der von der Bundes- 
regierung angenommenen 
Empfehlungen des Bundes- 
rates 

§ 8 

(1^ Dieses Gesetz tritt mit dem 
Ende des Jahres 1952 außer 
Kraft; in diesem Zeitpunkt an- 
hängige Verfahren sind durch- 
zuführen, 

(2) Mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes treten die Gesetze zur 
Erleiditerung der Annahme an 
Kindes Statt des Landes Würt- 
temberg-Hohenzollern vom 25. 
Februar 1949 (Reg. Blatt für 
das Land Württemberg Hohen- 
zollern S. 81) und des Landes 
Rheinland-Pfalz vom 21. April 
1949 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz, Teil I S. 143) 
sowie die Rechtsanordnung des 
Kreispräsidenten in Lindau vom 
1 4. Juni 1949 (AmtsblattNr. 24) 
außer Kraft. 
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